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  Erstattungsfähigkeit von vorgericht-
lich beauftragtem Privatgutachten

Leitsatz

  1. Die Kosten eines vorgerichtlich beauftragten Privatgutachtens sind im Rahmen der Kosten-
festsetzung erstattungsfähig, wenn dieses prozessbezogen ist.(Rn.13)

  2. Die Einholung eines vorgerichtlichen Privatgutachtens in Arzthaftungssachen ist sachdien-
lich. Der klagende Patient kann nicht auf die kostenfreie Möglichkeit eines MDK-Gutachtens
oder der Schlichtungsstelle verwiesen werden.(Rn.20)

Verfahrensgang

vorgehend LG Meiningen, 28. Juni 2022, 3 O 467/20

Tenor

  1. Auf die sofortige Beschwerde des Klägers vom 18.07.2022 wird der Kostenfestset-
zungsbeschluss der Rechtspflegerin des Landgerichts Meiningen vom 28.06.2022 i.V.m.
dem Berichtigungsbeschluss vom 14.07.2022, Az. 3 O 467/20, wie folgt abgeändert:

  Die von dem Kläger an die Beklagten zu 2 bis 5 als Gesamtgläubiger gem. § 106 ZPO
nach dem Beschluss des Landgerichts Meiningen vom 02.05.2022 zu erstattenden Kos-
ten werden auf

  4.633,30 €

  (in Worten: viertausendsechshundertdreiunddreißig 30/100)

  nebst Zinsen in Höhe von 5%-Punkten über dem Basiszinssatz gem. § 247 BGB hieraus
seit 09.05.2022 festgesetzt.

  2. Die weitergehende sofortige Beschwerde des Klägers wird zurückgewiesen.

  3. Die Kosten des Beschwerdeverfahrens werden gegeneinander aufgehoben.

  4. Die Rechtsbeschwerde wird nicht zugelassen.

  5. Der Beschwerdewert wird auf 1.034,46 € festgesetzt.

Gründe

  I.
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1 Die Parteien streiten im Rahmen des Kostenfestsetzungsverfahrens um die Erstattungs-
fähigkeit vorgerichtlicher Privatgutachterkosten des Klägers.

2 Im erstinstanzlichen Rechtsstreit vor dem Landgericht Meiningen begehrte der Kläger
mit Klage vom 22.06.2020 gegenüber den Beklagten ein Teilschmerzensgeld sowie die
Feststellung einer Ersatzpflicht der Beklagten für weitere materielle und immateriel-
le Schäden im Zusammenhang mit einer behaupteten fehlerhaften ärztlichen Behand-
lung einer Knieverletzung nach einem Arbeitsunfall am 15.12.2016. Den Rechtsstreit
beendeten die Parteien mit einem gerichtlichen Vergleich nach § 278 Abs. 6 ZPO vom
02.05.2022 (Bl. 357f. d. A.). Gemäß der dortigen Vereinbarung haben von den Gerichts-
kosten der Kläger 71 % und die Beklagten zu 2) - 5) 29 % zu tragen. Die außergericht-
lichen Kosten der Beklagten zu 1) hat der Kläger allein zu tragen. Die übrigen außerge-
richtlichen Kosten haben der Kläger zu 83 % und die Beklagten zu 2) - 5) zu 17 % zu tra-
gen.

3 Mit Kostenausgleichsantrag vom 18.05.2022 (Bl. 372ff. d. A.) beantragte die Klägerseite
unter anderem die Berücksichtigung der Kosten von ihr in Anspruch genommener vorge-
richtlicher Privatgutachter, nämlich:

4 - Gutachten des Herrn Prof. Dr. ... vom 20.07.2018
  gemäß dessen Kostenrechnung vom 20.07.2018  
  (Anlage 1a, Bl. 375 d. A.)

 
3.216,57 €

- Gutachten des Herrn Prof. Dr. ... vom 24.04.2019
  gemäß dessen Kostenrechnung vom 24.04.2019
  (Anlage 1b, Bl. 376 d. A.)

 
2.868,48 €

5 Mit Beschluss vom 28.06.2022 (Bl. 610ff. d. A.) - berichtigt mit weiterem Beschluss vom
14.07.2022 (Bl. 620f. d. A.) - hat die Rechtspflegerin am Landgericht Meiningen die von
dem Kläger an die Beklagten zu 2) – 5) zu erstattenden Kosten unter Ausgleich der Ge-
richtskosten und außergerichtlichen Kosten festgesetzt. Dabei hat sie die vorgenannten
Privatgutachterkosten für nicht erstattungsfähig erachtet. Da diese bereits vor Einrei-
chung der Klageschrift entstanden sind, wären diese bereits Bestandteil der Klageforde-
rung gewesen. Wegen der Einzelheiten wird auf die vorgenannten Beschlüsse verwiesen.

6 Gegen den seinem Prozessbevollmächtigten am 05.07.2022 zugestellten Beschluss vom
28.06.2022 wendet sich der Kläger mit seiner bei dem Landgericht am 18.07.2022 ein-
gegangenen sofortigen Beschwerde (Bl. 627ff. d. A.) wiederholt mit weiterem Schrei-
ben vom 28.07.2022 auch unter Berücksichtigung der vorgenannten Beschlussberichti-
gung (Bl. 638 d. A.). Er meint weiterhin, die Kosten der Gutachten vom 20.07.2018 und
24.04.2019 seien im Rahmen der Kostenfestsetzung zu berücksichtigen, da die Gutach-
ten erforderlich gewesen seien, um den Prozess vorzubereiten und zu führen. Er legt zu-
dem eine von ihm am 23.10.2017 an den Klägervertreter erteilte Prozessvollmacht in
„Sachen ... ./. Verantwortliche“ (Bl. 629 d. A.) vor.

7 Die Beklagten zu 2) - 5) haben mit Schreiben ihrer Bevollmächtigten vom 26.07.2022 (Bl.
632ff. d. A.) einer Berücksichtigung der vorgenannten Privatgutachterkosten widerspro-
chen, da diese nicht unmittelbar prozessbezogen und diese zudem auch unter Berück-
sichtigung des Kostenschonungsgebotes nicht „notwendig“ gewesen seien.
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8 Die Rechtspflegerin am Landgericht hat der sofortigen Beschwerde nicht abgeholfen
und hat diese mit Beschluss vom 18.08.2022 dem Thüringer Oberlandesgericht als Be-
schwerdegericht zur Entscheidung vorgelegt (Bl. 639ff. d. A.).

  II.

9 Die sofortige Beschwerde des Klägers gegen den Kostenfestsetzungsbeschluss der
Rechtspflegerin vom 22.06./14.07.2022 ist zulässig, insbesondere statthaft und auch
form- und fristgerecht erhoben (§§ 104 Abs. 3 S. 1, 567 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, 569ff. ZPO i.
V. mit § 11 Abs. 1 RPflG).

10 In der Sache hat die sofortige Beschwerde teilweisen Erfolg, und führt zur Abänderung
der angefochtenen Entscheidung in dem im Tenor genannten Umfang. Im Rahmen der
Kostenfestsetzung sind die von dem Kläger zum Kostenausgleich angemeldeten Kos-
ten des vorprozessual eingeholten fachmedizinischen Gutachtens des Prof. Dr. ... vom
24.04.2019 in Höhe von 2.868,48 € einzubeziehen. Hingegen finden - mit dem Landge-
richt zutreffend - die Kosten eines weiteren vorgerichtlichen fachmedizinischen Gutach-
tens des Prof. Dr. ... vom 20.07 2018 in Höhe von 3.216,57 € keine Berücksichtigung, da
es insoweit an der erforderlichen Prozessbezogenheit fehlt.

11 1. Im Ergebnis zutreffend hat die Rechtspflegerin des Landgerichts die von dem Kläger
zum Kostenausgleich angemeldeten Kosten eines vorgerichtlichen fachmedizinischen
Gutachtens des Prof. Dr. ... vom 20.07.2018 In Höhe von 3.216,57 € nicht im Rahmen
der Kostenfestsetzung einbezogen. Denn insoweit handelt es sich nicht um erstattungs-
fähige außergerichtliche Kosten des Klägers im Sinne von § 91 Abs. 1 ZPO.

12 a) Nach § 91 Abs. 1 Satz 1 ZPO sind die dem Gegner erwachsenen Kosten nur insoweit
zu erstatten, soweit sie zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig waren.
Notwendige Kosten sind nur solche, die für Maßnahmen anfallen, die eine verständi-
ge und wirtschaftlich vernünftig denkende Partei als sachdienlich ansehen darf. Dabei
ist auf den Zeitpunkt der Veranlassung der die Kosten auslösenden Maßnahme (ex an-
te) abzustellen. Zu den erstattungsfähigen Kosten können ausnahmsweise auch die
Kosten für die Einholung eines auch vorprozessual erstatteten Privatsachverständigen-
gutachtens gehören, wenn sie unmittelbar prozessbezogen sind (BGH, Beschluss vom
12.09.2018 - VII ZB 56/15 -, Rn. 17 juris m.w.N.). Zwar werden dem Rechtspfleger da-
durch für ein Kostenfestsetzungsverfahren außergewöhnliche Prüfungen auferlegt. Da
sich die Erstattungsfähigkeit nach einer seit Jahrzehnten gefestigten Rechtsprechung
richtet und nicht vom Ergebnis oder der Überzeugungskraft der Begutachtung noch von
Verlauf und Ausgang des Prozesses abhängen, geht mit dieser außergewöhnlichen Prü-
fung keine Überbeanspruchung des Kostenfestsetzungsverfahrens einher (vgl. BGH,
a.a.O., Rn. 18). (KG Berlin, Beschluss vom 26.03.2020 - 19 W 128/19 -, Rn. 18, juris)

13 Ein Privatgutachten wird nicht schon durch seine Vorlage bzw. Verwendung im Rechts-
streit prozessbezogen. Unmittelbar prozessbezogen sind Gutachterkosten nur dann,
wenn sich das Gutachten auf den konkreten Rechtsstreit bezieht und gerade mit Rück-
sicht auf diesen beauftragt wurde (vgl. BGH, Beschluss vom 04.03.2008 - VI ZB 72/06 -,
Rn. 6 juris). Deshalb sind diejenigen Aufwendungen, die veranlasst werden, bevor sich
der Rechtsstreit einigermaßen konkret abzeichnet, regelmäßig nicht erstattungsfähig
(vgl. BGH, a.a.O.). Umgekehrt ist dann, wenn die Gutachtenbeauftragung zu einem Zeit-
punkt erfolgte, zu dem die Klage bereits angedroht war, naheliegend, dass das Gutach-
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ten auch die Position des Auftraggebers im angedrohten Rechtsstreit stützen soll. Mit
dem Erfordernis der unmittelbaren Prozessbezogenheit soll verhindert werden, dass eine
Partei ihre allgemeinen Unkosten oder prozessfremde Kosten auf den Gegner abzuwäl-
zen versucht und so den Prozess verteuert. Die Partei hat grundsätzlich ihre Einstands-
pflicht und ihre Anspruchsberechtigung in eigener Verantwortung zu prüfen und den da-
durch entstehenden Aufwand selbst zu tragen (BGH, a a.O., Rn. 7, 8). (KG Berlin, Be-
schluss vom 26.03.2020 - 19 W 128/19 -, Rn. 19, juris m.w.N.)

14 b) Die vorgenannten Grundsätze im Blick lässt sich eine unmittelbare Prozessbezogen-
heit der klägerischen Kosten für das vorprozessuale - fachorthopädische/fachtraumato-
logische - Gutachten des Prof Dr. ... vom 20.07.2018 nicht feststellen. Zwar hat der Klä-
ger das vorgenannte Gutachten vom 20.07.2018 mit seiner Klageschrift vom 22.06.2020
vorgelegt und dazu verwendet, um ein behandlungsfehlerhaftes Vorgehen der Beklagten
zu begründen. Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Gutachtens zeichnete sich jedoch
ein Rechtsstreit mit den Beklagten noch nicht hinreichend konkret ab, so dass es an der
unmittelbaren Prozessbezogenheit fehlt. Der von dem Kläger vorgelegte Schriftverkehr
seiner Bevollmächtigten mit dem ... als Haftpflichtversicherer der Beklagten zu 2) - 5)
hatte noch keinen erforderlichen Prozess gegen diese zur Durchsetzung vermeintlicher
Schadensersatzansprüche im Blick; vielmehr dienten die Schreiben der außergerichtli-
chen Klärung des Sachverhalts. Der aus dem Gutachten vom 20.07.2018 zu entnehmen-
de Gutachtensauftrag lässt eine unmittelbare Prozessbezogenheit nicht erkennen, als es
hiernach um die zu klärende Frage ging, ob und wenn ja auf welche Art und Weise und
mit welchen Folgen Herr ... (der Kläger) vermeidbar anlässlich seiner Behandlung in ab
dem 19.12.2016 iatrogen geschädigt wurde.

15 Eine Klageandrohung durch den Kläger erfolgte erst nach Vorliegen des Gutachtens mit
dessen Übersendung an die Haftpflichtversicherer mit Schreiben seiner Bevollmächtig-
ten vom 07.08.2018 (Anlage K8; Bl. 128 AB Kl) („Wird der Prozess gewünscht?“). Zu die-
sem Zeitpunkt waren die Gutachterkosten jedoch bereits entstanden. Es ist daher davon
auszugehen, dass das Gutachten nicht in Hinblick auf einen konkreten - sich anbahnen-
den - Prozess in Auftrag gegeben wurde, als vielmehr dazu, zunächst außergerichtlich ei-
ne Schadensfeststellung zu treffen und die eigene Position in möglichen außergericht-
lichen Vergleichsverhandlungen mit den Haftpflichtversicherern zu stärken. Soweit die
Klägerseite vorträgt, dass nach ihrer Erfahrung mit einer außergerichtlichen Regulierung
von Arzthaftungsansprüchen durch den Haftpflichtversicherer recht zu rechnen (gewe-
sen) sei, steht diesem bereits der langwierige Schriftverkehr zwischen den Bevollmäch-
tigten des Klägers und den Haftpflichtversicherern - vorgelegt mit Anlage K4 bis K28 für
den Zeitraum von Januar 2018 bis November 2019 - entgegen.

16 Unerheblich für eine unmittelbare Prozessbezogenheit des Gutachtens vom 20.07.2018
ist die von dem Klägervertreter vorgelegte Prozessführungsvollmacht vom 23.10.2017,
da diese hinsichtlich der Parteien bereits kein konkretisiertes Rechtsverhältnis aufführt.
Zudem steht einem zu diesem Zeitpunkt sich bereits konkret abzeichnenden Prozess
wiederum entgegen, dass bis zum 22.06.2020 mit der Erhebung einer Klage abgewar-
tet und statt dessen ein intensiver außergerichtlicher Schriftverkehr erfolgte. Ein Rechts-
streit stand also zum 20.07.2018 keinesfalls ganz konkret im Raum, sollte vielmehr eher
sogar durch die Einschaltung der Haftpflichtversicherungen vermieden werden (s.a. OLG
Köln, Beschluss vom 22.08.2016 - 17 W 24/16 -, Rn. 12, juris)

17 2. Hingegen sind die Kosten des weiteren vorgerichtlichen fachärztlichen Gutachtens des
Herrn Prof. Dr. ... vom 24.04.2019 gemäß dessen Kostenrechnung vom 24.04.2019 (An-
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lage 1b, Bl. 376 d. A.) von 2.868,48 € entsprechend der Anmeldung des Klägers im Rah-
men des Kostenausgleichs zu berücksichtigen. Diese Kosten sind als notwendige Kosten
im Sinne des § 91 Abs. 1 ZPO erstattungsfähig.

18 a) Vorliegend ergibt sich die nach den oben genannten Grundsätzen die erforderliche
unmittelbare Prozessbezogenheit dieser dem Kläger entstandenen Kosten daraus, dass
zum Zeitpunkt der Erstellung des Gutachtens am 24.04.2019 der Bevollmächtigte des
Klägers gegenüber den Haftpflichtversicherern der Beklagten bereits mehrfach einen
Prozess zur Durchsetzung von Schadensersatzansprüchen angedroht hatte (s. Scheiben
vom 07.08.2028 - Anlage K8, vom 03.12.2018 - Anlage K10, vom 16.04.2019 - Anlage
K18/K19).

19 Der BGH hat in seiner Rechtsprechung in unmittelbarer Beziehung zu dem sich konkret
abzeichnenden Rechtsstreit stehende vorgerichtliche Privatgutachterkosten für den Fall
bejaht, dass das Sachverständigengutachten von dem an der Rechtmäßigkeit des Scha-
densersatzbegehrens zweifelnden Haftpflichtversicherer erst zu einem Zeitpunkt in Auf-
trag gegeben worden ist, zu dem die Klage bereits angedroht werden war. Bei einer kon-
kreten Klageandrohung kann die Beauftragung eines Privatsachverständigen und der
damit verbundene Kostenaufwand nicht den allgemeinen Betriebskosten zugerechnet
werden, die grundsätzlich nicht erstattungsfähig sind. Vielmehr liegt in einem solchen
Fall auf der Hand, dass das Privatgutachten nicht nur einer etwaigen außergerichtlichen
Schadensfeststellung dienen, sondern auch die Position des Auftraggebers in dem ihm
angedrohten Rechtsstreit stützen sollte. Die Erstattungsfähigkeit hat er zudem auch in
einem Fall bejaht, in dem das Sachverständigengutachten zwar schon vor Klageandro-
hung in Auftrag gegeben worden war, jedoch erst nach Klageandrohung erstellt wur-
de. Auch das kann zur Bejahung unmittelbarer Prozessbezogenheit genügen. Es macht
in der Regel keinen Unterschied, ob der Sachverständige das Gutachten aufgrund ei-
nes ihm nach Klageandrohung erteilten Auftrages erstellt oder aufgrund eines zum Zeit-
punkt der Klageandrohung fortbestehenden Auftrages. Denn spätestens mit der Klage-
androhung wird die für die Vorbereitung der Rechtsverteidigung im anstehenden Prozess
maßgebende Erstellung des Sachverständigengutachtens zu einer unmittelbar prozess-
bezogenen Tätigkeit. Eine ausschließliche Ausrichtung des ursprünglichen Gutachten-
auftrags auf den konkreten Prozess ist dagegen nicht erforderlich (BGH, Beschluss vom
04.03.2008 - VI ZB 72/06 -, Rn. 7 - 9, juris m.w.N.).

20 b) Die für die Erstattungsfähigkeit dieser Kosten weiter erforderliche Sachdienlichkeit der
Hinzuziehung eines Privatsachverständigen ist ebenfalls zu bejahen. Für die Beurteilung
ist darauf abzustellen, ob eine verständige und wirtschaftlich vernünftige denkende Par-
tei die Kosten auslösende Maßnahme - ex ante - als sachdienlich ansehen durfte. Sach-
dienlich ist die Hinzuziehung insbesondere dann, wenn die Partei ohne die Einholung des
Privatgutachtens infolge fehlender Sachkenntnis zu einem sachgerechten Vortrag nicht
in der Lage wäre (u.a. OLG Köln, Beschluss vom 21.07.2021 - I-17 W 51/20 -, Rn. 7, ju-
ris m.w.N.). Hiervon ist vorliegend bei dem Kläger als medizinischen Laien hinsichtlich
der Beurteilung der ärztlichen Behandlung der Beklagten und möglicher Verletzungen
des fachärztlichen Standards auszugehen. Auch unter Berücksichtigung der Besonder-
heiten im zivilrechtlichen Arzthaftungsprozess mit geringen Substantiierungsanforderun-
gen an den Geschädigtenvortrag und der gesteigerten Aufklärungspflicht durch das Ge-
richt (s.u.a. BGH, Beschluss vom 12.03.2019 - VI ZR 278/18 -, NJW 2019, 2399 Rn. 8, 9,
beck-online) handelt es sich um einen Zivilprozess. Zur sachgerechten Vorbereitung und
Darlegung im Prozess - insbesondere bei sich vorprozessual wie vorliegend bereits ab-
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zeichnende Einwendungen der Beklagten gegen die fachmedizinische Bewertung - kann
sich der Kläger der Inanspruchnahme gutachterlicher Expertise bedienen. Hierzu kann
er auch nicht auf die kostenfreie Möglichkeit der - regelmäßig auf eine außergerichtliche
Streitbeilegung gerichtete - Begutachtung durch den MDK oder einer Schlichtungsstelle
verwiesen werden.

21 3. Danach ergibt sich unter Einbeziehung der klägerseits geltend gemachten Kosten für
das Gutachten vom 24.04.2019 in Höhe von 2.868,48 € in die Berechnung der Rechts-
pflegerin zur Kostenfestsetzung im Beschluss vom 28.06./14.07.2022 ein von dem Kläger
an die Beklagten zu 2) bis 5) zu erstattender Betrag von 4.633,30 €.

  III.

22 Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1, Abs. 2 ZPO.

23 Die Rechtsbeschwerde war nicht zuzulassen, da hierfür die Voraussetzungen des § 574
ZPO nicht gegeben sind. Die Grundsätze zur Erstattungsfähigkeit von Kosten für Privat-
gutachten sind höchstrichterlich hinreichend geklärt. Die Frage der unmittelbaren Be-
ziehung zu einem sich konkret abzeichnenden Rechtsstreit ist eine Frage des Einzelfalls
und gebietet die Zulassung der Rechtsbeschwerde nicht.
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